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Thema Keine Einschrankung

Schlagworte Keine Einschrankung

Akteure Képpel, Roger (svp/udc, ZH) NR/CN, Schwyz, Solothurn
Prozesstypen Keine Einschrankung

Datum 01.01.1990 - 01.01.2020

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut fur Politikwissenschaft
Universitat Bern

Fabrikstrasse 8

CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beitrage von

BUhlmann, Marc

Bevorzugte Zitierweise

Blhlimann, Marc 2024. Ausgewdhlte Beitrdge zur Schweizer Politik: Schwyz, Solothurn,
2019. Bern: Année Politique Suisse, Institut flir Politikwissenschaft, Universitat Bern.
www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 23.04.2024.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20


http://www.anneepolitique.swiss

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Chronik
Grundlagen der Staatsordnung
Institutionen und Volksrechte

_ A A

Bundesrat

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



Abkiirzungsverzeichnis

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.90 - 01.01.20



PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.02.2019
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Aus drei Grinden wollte Roger Képpel (svp, ZH) mit Hilfe einer parlamentarischen
Initiative Bundesratssitzungen und Mitberichtsverfahren 6ffentlich machen: Erstens
verschweige der Bundesrat politisch relevante Entscheide und umgehe damit das
Mitwirkungsrecht des Parlaments - Képpel verwies auf die Kohasionszahlung an die EU
in der Héhe von CHF 1.3 Mrd., die die Regierung «geheim» gehalten habe; zweitens
wirden mit offentlichen Sitzungen die Indiskretionen aufhdren, welche einzelne
Departemente gezielt nach aussen dringen liessen, um den Anliegen der eigenen
Departementschefin oder des Departementschefs zum Durchbruch zu verhelfen, um
andere Regierungsmitglieder anzugreifen oder um die Ooffentliche Meinung zu
beeinflussen; drittens kénne dank dem einzufiihrenden Offentlichkeitsprinzip auf das
Amt einer Bundesratssprecherin oder eines Bundesratssprechers verzichtet werden.
Képpel wies darauf hin, dass die Verhandlungen der Kantonsregierung im Kanton
Solothurn schon seit 1875 der Offentlichkeit zuganglich gemacht werden und der
Kanton damit gute Erfahrungen gemacht habe.

Die Ablehnung der SPK-NR war mit 18 zu 3 Stimmen bei 2 Enthaltungen deutlich. Die
Forderung sei nicht vereinbar mit dem Kollegialitatsprinzip, weil die Verdffentlichung
von Verhandlungen dazu flhren kénnte, dass die Parteien vermehrt Einfluss auf ihre
Bundesratsmitglieder nehmen wurden, womit die Kompromissfindung erschwert
wirde, begriindete die Kommissionsmehrheit ihren Entscheid. '

1) Medienmitteilung SPK-NR vom 1.2.19
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